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(Nr. 12427.) Geſetz über phosphorhaltige Mineralien und Geſteine. Vom 9. Januar 1923. 
Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


9. 1 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe und der Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und 
Forſten können einem Bewerber die Befugnis erteilen: 

a) auf fremden Grundſtücken phosphorhaltige Mineralien und Geſteine aufzuſuchen und 
zu gewinnen ſowie die zur Aufbereitung erforderlichen Anlagen zu errichten und zu 
betreiben; 

p) die Überlaſſung beſtehender Anlagen zur Aufſuchung, Gewinnung oder Aufbereitung phos⸗ 
phorhaltiger Mineralien und Geſteine zum Betrieb auf eigene Rechnung zu verlangen. 


8 2. 

Dem Eigentümer oder ſonſtigen Nutzberechtigten wird in den Fällen des § 1 für die In⸗ 
anſpruchnahme der Grundſtücke oder Anlagen angemeſſene Entſchädigung gewährt. 

Im Streitfalle wird ſie von einem Schiedsgerichte feſtgeſetzt, das auch über die Koſten des 
ſchiedsgerichtlichen Verfahrens entſcheidet. Das Schiedsgericht beſteht aus drei Mitgliedern, die von - 
den zuſtändigen Miniſtern ($ 1) ernannt werden. i 
Die Entſcheidung des Schiedsgerichts kann innerhalb eines Monats nach Zuſtellung durch 
Klage bei den ordentlichen Gerichten angefochten werden. 


9 3. 

Kommt über die Ausübung der gemäß § 1 erteilten Befugniſſe eine Einigung zwiſchen dem 
Inhaber der Befugniſſe und dem Eigentümer oder ſonſtigen Nutzungsberechtigten nicht zuſtande 
oder ergeben ſich zwiſchen ihnen Streitigkeiten über die Ausübung der Befugniſſe, ſo entſcheidet 
das Oberbergamt durch einen Beſchluß; es weiſt den Inhaber der Befugniſſe, ſoweit erforderlich, 
in den Beſitz des Grundſtücks oder der Anlagen ein. 

Gegen den Beſchluß des Oberbergamts iſt der Rekurs an die zuständigen Miniſter ($ 1) zu⸗ 
läſſig. Die §§ 192 Abſ. 1, 193 des Allgemeinen Berggeſetzes vom 24. Juni 1865 gelten. 
Geſetzſammlung 1923. (Nr. 1242712430.) 3 
Ausgegeben zu Berlin den 27. Januar 1923. 


m 


Der Rekurs hat keine aufſchiebende Wirkung. Die genannten Miniſter können vorläufige An- 
ordnungen treffen; ſie entſcheiden endgültig unter Ausſchluß des Rechtswegs. 


SA, 
Für jede Aufſuchung, Gewinnung und Aufbereitung phosphorhaltiger Mineralien und Ge⸗ 
ſteine gelten folgende Vorſchriften des Allgemeinen Berggeſetzes: 

a) aus Titel III Abſchnitt 1 „von dem Bergwerkseigentum im allgemeinen“ die §8 58 bis 63 
einſchließlich, und zwar die §§ 60 bis 63 auch hinſichtlich der Anlage von Hilfsbauen 
im Felde eines anderen zur Phosphoritgewinnung Berechtigten, wobei letzteres dem Felde 
eines anderen Bergwerkseigentümers gleichgeachtet wird; 

b) aus Titel III Abſchnitt 2 „von dem Betrieb und der Verwaltung “ die §§ 66 bis 79 
einſchließlich; 

e) aus Titel III Abſchnitt 3 „von den Bergleuten und den Betriebsbeamten“ die §§ 80 
bis 93 einſchließlich; 

d) Titel V Abſchnitt 1 „von der Grundabtretung“ die 88 135 bis 147 einſchließlich nebſt 
der Übergangsbeſtimmung des § 241 mit der Maßgabe, daß die Grundabtretung nur 
inſoweit gefordert werden kann, als die Benutzung eines fremden Grundſtücks zur An⸗ 
lage von Wegen, Eiſenbahnen, Kanälen, Waſſerläufen, elektriſchen Leitungen und Hilfs- 
bauen zum Zwecke des Grubenbetriebs und des Abſatzes der Bergwerkserzeugniſſe not 
wendig iſt; 

e) Titel V Abſchnitt 2 „von dem Schadenserſatze für Beſchädigungen des Grundeigentums“ 
mit Ausnahme des § 152, inſoweit darin von den „Arbeiten der Muter“ die Rede iſt; 

f) Titel V Abſchnitt 3 „von dem Verhältniſſe des Bergbaues zu öffentlichen Verkehrs- 
anſtalten“ 8$ 153 bis 155 einſchließlich; 

g) Titel VII „Knappſchaftsgeſetz“ SS 1 bis 86 einſchließlich nebſt dem Knappſchaftskriegs— 
geſetze vom 26. März 1915 und dem Ergänzungsgeſetze hierzu vom 24. April 1916 
(Geſetzſamml. 1915 S. 61, 1916 S. 47); 

h) Titel VIII „von den Bergbehörden“ 88 187 bis 195 einſchließlich 

i) Titel IX „von der Bergpolizei! §§ 196 bis 209 a einſchließlich ; 

k) aus Titel XII „Schlußbeſtimmungen“ der § 242. 


8 5 
0 
Das Geſetz tritt mit ſeiner Verkündung in Kraft. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 9. Januar 1923. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Siegel) Braun. Siering. Wendorff. 
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(Nr. 12428.) Verordnung über die Erhöhung der Bezüge aus der Unfallfürſorge für Gefangene. Vom 
16. Januar 1923. i 


Auf Grund des Artikel III des Geſetzes über die Erhöhung der Bezüge aus der Unfallfürforge für Ge 
fangene vom 26. Juni 1922 (Reichsgeſetzbl. Teil I S. 566) ſowie der $$ 3 der Verordnungen über Erhöhung 
der Bezüge aus der Unfallfürſorge für Gefangene vom 22. September 1922 (Reichsgeſetzbl. Teil 1 S. 753) 
und vom 16. Dezember 1922 (Reichsgeſetzbl. Teil 1 S. 930) wird verordnet: 


1. 
Die Ausführungsbehörden werden ermächtigt: 

1, Renten, die auf Grund des Geſetzes, betreffend die Unfallfürſorge für Gefangene, vom 30. Juni 
1900 (Reichsgeſetzbl. S. 536) aus Anlaß von Unfällen gewährt werden, die ſich vor dem In⸗ 
krafttreten des Geſetzes vom 26. Juni 1922 ereignet haben, vom 1. September 1922 an bis zu 
dem Höchſtbetrage zu erhöhen, den der Berechtigte erhalten könnte, wenn ſich der Unfall nach 
dem Inkrafttreten des Geſetzes vom 26. Juni 1922 ereignet hätte 

2. Renten, die auf Grund der Geſetze vom 30. Juni 1900 und vom 26. Juni 1922 aus Anlaß 
von Unfällen gewährt werden, die ſich vor dem Inkrafttreten der Verordnung vom 22. September 
1922 ereignet haben, vom 1. Oktober 1922 an bis zu dem Höchſtbetrage zu erhöhen, den der 
Berechtigte erhalten könnte, wenn ſich der Unfall nach dem Inkrafttreten der Verordnung vom 
22. September 1922 ereignet hätte; 

3. Renten, die auf Grund der Geſetze vom 30. Juni 1900 und vom 26. Juni 1922 ſowie der 
Verordnung vom 22. September 1922 aus Anlaß von Unfällen gewährt werden, die ſich vor 
dem Inkrafttreten der Verordnung vom 16. Dezember 1922 ereignet haben, vom 1. Januar 1923 
an bis zu dem Höchſtbetrage zu erhöhen, den der Berechtigte erhalten könnte, wenn ſich der Un⸗ 
fall nach dem Inkrafttreten der Verordnung vom 16. Dezember 1922 ereignet hätte. 

Ob die Renten erhöht werden follen, iſt von Amts wegen zu prüfen; eines Antrags des Berechtigten 
bedarf es nicht. 
8 2. 


Die Ausführungsbehörden werden ferner ermächtigt, zu Renten, die auf Grund des Geſetzes vom 
30. Juni 1900 gewährt find, nach Maßgabe des $ 3 dieſer Verordnung nachträglich für die Zeit vom 
1. Januar 1920 bis zum 31. Auguſt 1922 eine Nachzahlung zu gewähren, ſofern die Rente 50 vom Hundert 
oder mehr der Vollrente beträgt. 
N 83. 


Die auf Grund des § 2 zu gewährende Nachzahlung beträgt 
1. für die Zeit vom 1. Januar bis 31. Dezember 1920 den einfachen Betrag, 
2. für die Zeit vom 1. Januar bis 31. Dezember 1921 den dreifachen Betrag, 
3. für die Zeit vom 1. Januar bis 31, Auguſt 1922 den fünffachen Betrag 
der gezahlten Rente. 
84 


Die erhöhte Rente und die Nachzahlung ſind nicht zu gewähren, ſofern Tatſachen die Annahme recht⸗ 
fertigen, daß die Aufbeſſerung nicht benötigt wird. 

8 5. 

Die erhöhte Rente und die Nachzahlung werden nicht gewährt, ſolange der berechtigte Inländer im Aus- 
lande ſich aufhält oder der Bezug der Rente auf Grund des $ 15 Ziffer 1, 2 und 4 des Geſetzes vom 
30. Juni 1900 ruht. 

86 


Vor Feſtſetzung der erhöhten Rente und der Nachzahlung iſt gemäß § 13 des Geſetzes vom 30. Juni 
1900 zu prüfen, ob in den Verhältniſſen, die für die Feſtſtellung der Entſchädigung maßgebend geweſen find, 
eine weſentliche Veränderung eingetreten iſt. Von eimer ärztlichen Nachunterſuchung kann jedoch nach Lage 
des Einzelfalls abgeſehen werden. N 


— 16 — 
87. : 
Für das Verfahren gelten ſinngemäß die Vorſchriften des Geſetzes vom 30. Juni 1900. 


8 8. 
Die Fachminiſter werden ermächtigt, das zur Ausführung weiterhin Erforderliche anzuordnen. 
Berlin, den 16. Januar 1923. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. am Zehnhoff. 


(Nr. 12429.) Verordnung des Finanzminiſters, betreffend das Inkrafttreten des Geſetzes über die Reiſe⸗ 
koſten der Staatsbeamten vom 3. Januar 1923 (Geſetzſamml. S. 3). Vom 17. Januar 1923. 


Auf Grund des § 16 Abf. 1 des Geſetzes über die Reiſekoſten der Staatsbeamten vom 3. Januar 1923 
(Geſetzſamml. S. 3) wird von mir als Zeitpunkt des Inkrafttretens dieſes Geſetzes ſowie der hierzu von mir 
erlaſſenen Ausführungsbeſtimmungen der 1. Februar 1923 beſtimmt. 


Berlin, den 17. Januar 1923. 
Der Finanzminiſter. 
v. Richter. 


(Rr. 12430.) Verordnung über das Inkrafttreten der SS 29 bis 31, 34 bis 36 und 38 des Geſetzes 
über das Hebammenweſen vom 20. Juli 1922 (Geſetzſamml. S. 179). Vom 19. Januar 1923. 


Auf Grund des § 45 des Geſetzes über das Hebammenweſen vom 20. Juli 1922 (Geſetzſamml. S. 179) 
und des Geſetzes zur Anderung des Geſetzes über das Hebammenweſen dom 31. Dezember 1922 (Geſetz⸗ 
ſamml. 1923 S. 2) wird folgendes angeordnet: 


Artikel J. 
Die 88 29 bis 31, 34 bis 36 und 38 des Geſetzes über das Hebammenweſen vom 20. Juli 1922 
(Geſetzſamml. S. 179) werden hierdurch am 1. Februar 1923 in Kraft geſetzt. 


Artikel II. 


Dieſe Verordnung tritt am Tage ihrer Verkündung in Kraft. Ihr Geltungsbereich erſtreckt ſich nicht 
auf die Hohenzollernſchen Lande. 


Berlin, den 19. Januar 1923. 


Der Preußiſche Miniſter für Volkswohlfahrt. 
Hirtſiefer. 


Nedigiert im Büro des Staatsminiſteriums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
Beſtellungen find an die Poſtanſtalten zu richten. 


